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Was Roosevelt Europa raten würde
Kleines Griechenland, großer Katalysator: Zur Möglichkeit progressiver Transformation im Rahmen des Kapitalismus
Ist in Europa wirklich keine Rebel-
lion in Sicht? Kein Anlass nirgends
für den herrschenden Block, von
seiner gegenwärtigen Politik Ab-
striche zu machen?

Von Dieter Klein

Das kleine Griechenland ist zurzeit der
große Katalysator in der politischen
und konzeptionellen Schlacht zwi-
schen neoliberaler Austeritätspolitik
und humanorientierter Alternative. Die
Gläubiger Griechenlands, die Troika
von Europäischer Kommission, Euro-
päischer Zentralbank und IWF und vor
allem die deutsche Regierung beste-
hen auf der Fortsetzung ihrer glei-
chermaßen antisozialen wie ökono-
misch sinnwidrigen Politik. Ihre Spar-
politik bewirkt im gesamten EU- und
Euroraum eine hartnäckige Stagnation
– das Bruttoinlandsprodukt der Euro-
zone wuchs 2014 nur um 0,8 Prozent.
In Griechenland wurde die Auste-

ritätspolitik besonders rigoros durch-
gesetzt. Das Resultat ist desaströs: Er-
höhung des griechischen Haushalts-
defizits von 107,2 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts im Vorkrisenjahr
2007 auf 174,7 Prozent 2014 und An-
stieg der Arbeitslosenquote in diesem
Zeitraum von 8,3 auf 26,3 Prozent.
Mehr als 50 Prozent der Jugendli-
chen sind arbeitslos, rund drei Milli-
onen Griechen haben keine Kranken-
versicherung. Das marktradikale An-
tikrisenkonzept der europäischen
Machteliten hat das als ökonomisches
Lebenselixier beschworene Wachs-
tum eher abgewürgt als gefördert und
schon gar nicht in ökologische Bah-
nen gelenkt. Vor allem hat es in mil-
lionenfache menschliche Katastro-
phen geführt.
Diese Grundkonstellation ist nicht

neu. Im ersten Drittel des letzten Jahr-
hunderts hatten in den USA und Eu-
ropa das realitätsferne Festhalten des
Establishments an dem Dogma der
Selbstheilungskräfte des Marktes und
die Ablehnung jeder staatlichen Ver-
antwortung für die Wohlfahrt der Be-
völkerungsmehrheit in die bis dahin
größte ökonomische und soziale Kri-
se des Kapitalismus geführt, in die
Weltwirtschaftskrise 1929/32.
So wie gegenwärtig die herr-

schenden Kräfte in Europa unbelehr-
bar ihre Politik am Wohlwollen oder
an der Missbilligung durch »die Märk-
te« orientieren, das heißt an den In-
teressen internationaler Finanzimpe-
rien und transnationaler Konzerne,
verhielt sich zu Beginn der 1930er
Jahre auch der republikanische Prä-
sident Hoover. Sein Herausforderer in
den Präsidentschaftswahlen 1932,
Franklin Delano Roosevelt, vertrat ei-
ne völlig konträre Position. Er dekla-
rierte als seine Maxime politischen
Handelns: »Das Land braucht und das
Land verlangt, wenn ich seine Stim-
mung nicht falsch einschätze, be-
harrliches Experimentieren. Es ist ge-
sunder Menschenverstand, eine Me-
thode zu versuchen und, wenn sie
scheitert, das freimütig zuzugeben
und eine andere zu versuchen.« Die
Schlussfolgerung Roosevelts, seiner
Regierung, seines Brain-Trusts und
der Mehrheit der Demokratischen
Partei war, die durch die Weltwirt-
schaftskrise diskreditierte ungezügel-
te Macht der größten Finanzmagna-
ten und Industrietycoons durch einen
sozial orientierten Staatsinterventio-
nismus zu korrigieren – wie unvoll-
kommen auch immer.
Der daraus entspringende New

Deal war eine weitreichende pro-
gressive Transformation im Rahmen
des Kapitalismus, der Übergang von
einem vorwiegend privatmonopolis-
tischen Kapitalismus zu einem immer
noch monopoldominierten, jedoch
(sozial)staatlich regulierten Kapita-
lismus. Er war das Resultat eines mit
heftigen Kämpfen verbundenen Lern-
und Differenzierungsprozesses in-
nerhalb der US-Machteliten. Ein-
schließlich der Familienangehörigen
lebten zeitweilig rund 25 bis 30 Mil-
lionen Amerikaner von öffentlichen
Beschäftigungsprogrammen. Und die
Überlegung drängt sich auf, ob dies
denn wirklich keinen Denkanstoß für
den Umgang der EU-Machteliten mit
den Arbeitslosen in Griechenland und
Spanien und Portugal und anderen
Ländern birgt.
Der National Recovery Act veran-

kerte erstmalig in der Geschichte der
USA das Recht freier überbetriebli-

cher gewerkschaftlicher Organisie-
rung und kollektiver Tarifverhand-
lungen, gewerkschaftliche Vertretun-
gen der Lohnabhängigen in den Un-
ternehmen, die Respektierung von
Mindestlöhnen und den Übergang zur
40-Stunden-Woche. Was für ein
Rückfall rund 80 Jahre danach, wenn
Steffen Kampeter, CDU-Staatssekre-
tär im Bundesfinanzministerium, zu
den Vorhaben der SYRIZA-geführten
Regierung nichts anderes als die Troi-
ka-Verdikte einfallen. Damals wurden
die Rechte der arbeitenden Bevölke-
rung ausgeweitet, heute gelten sie als
schlimmer Verstoß gegen das Regel-
system der Eurozone.
Im Rahmen des New Deal wurden

erstmalig in den USA staatliche Sozi-
alversicherungssysteme eingeführt.
Umfangreiche staatliche Infrastruk-
turinvestitionen sicherten Beschäfti-
gungszuwachs, finanziert unter an-
derem durch hohe Spitzensteuersät-
ze, Einführung einer Körperschaft-
steuer und eine Sondersteuer auf nicht
investierte Gewinne. Die Banken wur-
den einer strengen staatlichen Auf-
sicht unterstellt.
Die staatliche Reconstruction Fi-

nance Corp. reagierte auf die Krise des
Bankensystems mit dem Erwerb von
Vorzugsbankaktien und war im Mai
1934 mit 31 Prozent am Kapital der
100 größten US-Banken beteiligt – ge-
gen deren anfänglichen heftigen Wi-
derstand. Der Glass-Steagal-Act ver-
fügte die Trennung des Kreditge-
schäfts der Banken und des Invest-
mentbanking. Aber der Status einer
Universalbank, die beide Typen ver-
eint, war die Basis für die Hegemonie
der Morgan-Gruppe in der amerika-
nischen Finanzwelt. Entsprechend
wütend war der Widerstand der Mor-
gan-Bank gegen dieses Gesetz und ge-
gen den gesamten New Deal. Ebenso
positionierten sich nach kurzer an-
fänglicher Unterstützung des New
Deal unter anderem die duPont-Dy-
nastie, die meisten großen Stahlkon-
zerne, Henry Ford, das Bankhaus
Warburg, die Vanderbilt-Gruppe und
der Zeitungszar William Hearst gegen
Roosevelts Politik.
Doch im Gegensatz zu Europas ge-

genwärtigen Spitzenpolitikern ging
die Roosevelt-Fraktion vor diesem
konservativen Machtblock nicht in die
Knie. Roosevelt scheute sich nicht,
dem konservativen Flügel der Macht-

eliten den Fehdehandschuh hinzu-
werfen. In einer Rede am 31. Oktober
1936 im Madison Square Garden er-
klärte er: »Wir kämpfen ... gegen die
Hochfinanz- und die Wirtschaftsbos-
se, die gewissenlosen Spekulanten,
gegen die Klassenspaltung, den Par-
tikularismus und gegen die Kriegs-
profiteure. Sie alle haben sich daran
gewöhnt, die amerikanische Regie-
rung als Anhängsel ihrer Geschäfte zu
betrachten. Wir wissen nun, vom or-
ganisierten Geld regiert zu werden, ist
genauso gefährlich, wie von der Ma-
fia regiert zu werden. Jetzt hassen sie
mich, und ich nehme ihren Hass ent-
gegen. In meiner ersten Amtszeit ha-
ben die Kräfte des Egoismus und der
Gier in mir einen gleichwertigen Geg-
ner gewonnen. In einer zweiten Amts-
zeit werden sie in mir ihren Bezwin-
ger finden.« Wie nimmt sich doch im

Spiegel solcher Rede das Format des
Spitzenpersonals unserer Gesellschaft
aus, der personifizierten Alternativ-
losigkeit zu dem, was »die Märkte«
diktieren!
Präsident Roosevelt konnte sich al-

lerdings nicht nur auf einen Teil des
politischen Establishments stützen,
sondern auch auf wichtige Teile der
ökonomischen Machteliten. Vor al-
lem durch die Krisenturbulenzen ge-
nötigt, teils von der Regierung ge-
drängt, teils aus eigener Einsicht in die
Unvermeidbarkeit weitgehender
Kompromisse mit der unter der Krise
leidenden und zunehmend rebellie-
renden Bevölkerung unterstützten
auch Teile der ökonomischen Elite ei-
ne stärkere staatliche Regulierung von
Wirtschaft und Gesellschaft mit deut-
lichen sozialen Akzenten.
Eine Hauptstütze der innersyste-

mischen Transformationspolitik in
Gestalt des New Deal waren zumin-
dest in dessen Frühphase 1933 die
Standard Oil of New Yersey, der Kern

der Rockefeller-Gruppe, ferner die
Spitzenvertreter von Royal Dutch
Shell, General Electric, General Mo-
tors und der Remington Rand sowie
bemerkenswert viele Unternehmen
der Konsumgüterindustrien und gro-
ßer Versand- und Warenhäuser, die
von der Stabilisierung der Massen-
kaufkraft durch die New-Deal-Refor-
men unmittelbar profitierten. Dazu
gehörten beispielsweise Reynold To-
bacco, Sears Roebuck, Strauss-Wood
und Macy’s. In der zweiten Phase des
New Deal 1935-1938 zählten unter
anderem auch IBM, ITT, der Manu-
facturers Trust, PanAm, International
Harvester, United Fruit und Coca-Co-
la zu den Stützen des New Deal in den
ökonomischen Machteliten.
Eine Gemengelage unterschiedli-

cher Motive lag dem zu Grunde: Ret-
tung vor dem Einbruch der Kapital-
verwertung in der Krise nur noch
durch den Staat, Kapitalinteressen an
stabilisierter Massenkaufkraft, Inte-
ressen an der Einbindung von Ge-
werkschaften in den Funktionsme-
chanismus des Systems anstelle un-
kontrollierbarer Klassenkämpfe, Wi-
dersprüche zwischen Industrieinte-
ressen und Bankinteressen, spezifi-
sche Brancheninteressen, eine Art ka-
pitalpatriotisches Interesse an einem
befriedeten mächtigen Amerika, so-
gar ökologische Visionen wie bei der
langfristigen Sanierung des sozial und
ökologisch heruntergewirtschafteten
Tennessee-Tals und sicher auch ein
Gefühl für soziale Verantwortung bei
einem Teil der Mächtigen.
Alle diese Motive trafen sich in dem

Grundinteresse, den Kapitalismus
durch eine progressive Selbsttrans-
formation vor der Bedrohung durch
revolutionäre Lösungen zu bewahren.
Es waren in erheblichem Maß die Re-
bellion der Arbeitslosen und die
Kämpfe noch beschäftigter Lohnab-
hängiger, die Teile der Machtelite um
Roosevelt alarmierten und zu ihrem
Reformkurs trieben.
Die Autoren von »Who built Ame-

rica?«, des großen Werks über die
Volkskämpfe der 1930er Jahre,
schrieben: »Obwohl die meisten Ame-
rikaner nicht an den Protestbewe-
gungen teilnahmen, war die zuneh-
mend unübersehbare Unzufrieden-
heit für viele Beobachter genug Grund
für die Sorge, dass die Revolution um
die Ecke lauere. LorenaHickock, ... die

im Auftrag der Regierung einen Be-
richt über die soziale Lage verfassen
sollte, schrieb, dass eine riesige Zahl
von Arbeitslosen in Pennsylvania ›auf
dem Sprung‹ sei ... es fehlt nicht viel,
um Kommunisten aus ihnen zu ma-
chen.« Diese Entwicklung veranlasste
Roosevelt schon im Frühjahr 1930 zu
der Ansicht: »Es steht für mich außer
Frage, dass das Land mindestens für
eine Dekade ziemlich radikal werden
muss. Die Geschichte lehrt, dass Na-
tionen, in denen das gelegentlich pas-
siert, Revolutionen erspart bleiben.«
Ist in Europa wirklich keine Rebel-

lion in Sicht? Kein Anlass nirgends für
den herrschenden Block, von seiner
gegenwärtigen Politik Abstriche zu
machen? Oder ist da doch ein Anstoß
für Differenzierungs- und Lernpro-
zesse in den europäischen Machteli-
ten, seit die SYRIZA-geführte griechi-
sche Regierung mit einem alternati-
ven Projekt auf dem internationalen
Parkett erschien und demokratisch le-
gitimiert durch ihre Wählerschaft fai-
re Bedingungen für Korrekturen der
griechischen und europäischen Sack-
gassenpolitik einfordert – so wie Roo-
sevelt einst den Wechsel von einem
gescheiterten Weg zu einem besseren
vollzog? Ein Anlass für die Machteli-
ten vielleicht doch zu ersten kleinen
Abstrichen vom neoliberalen Markt-
radikalismus, weil ein Ausscheiden
Griechenlands aus der Eurozone vor
aller Welt deren Unfähigkeit doku-
mentieren würde, selbst ein so klei-
nes Land – und zudem noch die Wie-
ge europäischer Demokratie – im ge-
einten Europa zu halten. Ein Anlass,
weil dies nicht ohne geostrategische
Konsequenzen bliebe. Ein Anlass, weil
bei der nächsten Schwäche eines Eu-
ro-Landes die Spekulanten auf den Fi-
nanzmärkten todsicher auf dessen Fall
wetten würden und weil die Wäh-
rungsunion dadurch destabilisiert
würde. Weil die Verluste der Gläubi-
ger Griechenlands, darunter mit 65
Milliarden die Bundesrepublik, dann
doch auf die Steuerzahler abgewälzt
würden – mit Vertrauensverlusten der
Regierungsparteien und mit Gewinn
für Rechtspopulisten, Rechtsextreme
und Neonazis. Vielleicht ein Anlass für
die europäischen Machteliten, Grie-
chenland doch eine Chance für Schrit-
te in Neuland zuzugestehen, weil
sonst die Südflanke von NATO und EU
ganz und gar außer Kontrolle geraten
könnte. Ein Anlass vielleicht, weil
Frankreich, Italien und anderer Euro-
Länder schon längst zu Abstrichen von
der Austeritätspolitik neigen. So dass
der EU-Kommissionsvorsitzende Jean-
Claude Juncker und andere Spitzen-
politiker aus all diesen Gründen doch
nicht ganz auf Wolfgang Schäubles Li-
nie liegen.
Zum ersten Mal seit rund vier Jahr-

zehnten hat eine linke Partei die Füh-
rung einer Regierung in Europa über-
nommen, die aus alternativen Mas-
senbewegungen hervorgegangen ist
und in ihnen weiter ihre Wurzeln hat.
Das unterscheidet die griechische Si-
tuation prinzipiell von der New-Deal-
Politik unter Führung einer Fraktion
der kapitalistischen Machtelite. Prä-
sident Roosevelt bedurfte nur der Un-
terstützung eines Teils seiner eigenen
Klasse. Ministerpräsident Alexis Tsi-
pras und sein Finanzminister Yanis
Varoufakis brauchen Zugeständnisse
und Kompromisse gemäßigter Kräfte
des internationalen kapitalistischen
Machtblocks trotz des Widerstands je-
ner, die wie »Die Welt« vom 10. März
fürchten, »dass die Griechen für ihren
permanenten Regelbruch belohnt
werden und damit die radikalen Kräf-
te in ganz Europa Auftrieb erhalten«.
Das pure Dogma des Neoliberalis-

mus schließt jede Chance für die grie-
chische Regierung aus. Die hier an-
gedeuteten Risiken der neoliberalen
Logik für Europas Machteliten bergen
aber ein Feld der Berührung aufge-
klärter Interessen von Teilen der po-
litischen Klasse in Europa und Zeit-
gewinn für SYRIZAs humanitäres und
wirtschaftliches Projekt.
Doch ein Möglichkeitsraum für die

SYRIZA-Politik kann nur durch Soli-
darität vor allem der europäischen
Linken erschlossen und erkämpft wer-
den. Um eine größtmögliche Mobili-
sierung alternativer Kräfte in jedem
Land geht es jetzt, an jedem Ort und
für jedes Projekt, das Ausbruch aus
neoliberalen Denk- und Handlungs-
weisen und Druck auf die Herrschen-
den bedeutet.
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»Das Land braucht und
das Land verlangt,
wenn ich seine Stim-
mung nicht falsch ein-
schätze, beharrliches
Experimentieren.«
Franklin D. Roosevelt
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